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Fragen zum Waffenrecht 

 Transport von Sportgeräten für den Schießsport und Munition 

 Wer darf was, wann transportieren 

 

§ 12 Ausnahmen von Erlaubnispflichten 

(1) Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Waffe bedarf nicht, wer diese 

3. von einem oder für einen Berechtigten erwirbt, wenn und solange er 

b) als Beauftragter oder Mitglied einer jagdlichen oder schießsportlichen Vereinigung, einer ande-

ren sportlichen Vereinigung zur Abgabe von Startschüssen oder einer zur Brauchtumspflege Waffen 

tragenden Vereinigung, 

 

(3) Einer Erlaubnis zum Führen von Waffen bedarf nicht, wer  

2. diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zu einem anderen  

Ort befördert, sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck 

oder im Zusammenhang damit erfolgt; 

 
Zu § 12: Ausnahmen von den Erlaubnispflichten - WaffVwV 

12.1.3.1 Unter die Fallgruppe Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a fallen auch Prüfungen im Rahmen 

oder als Abschluss einer Ausbildung. 

Nach Buchstabe b können Sorgeberechtigte, die selbst nicht Inhaber einer waffenrechtlichen Er-

laubnis sind, für ihre Schutzbefohlenen (minderjährige Jäger/Personen in der Ausbildung zum Jäger 

und Sportschützen) im Auftrag des schießsportlichen Vereins oder der jagdlichen Vereinigung 

Schusswaffen transportieren, wenn die übrigen Tatbestandsvoraussetzungen des § 12 Absatz 1 

Nummer 3 Buchstabe b vorliegen. 
12.3.2 § 12 Absatz 3 Nummer 2 betrifft die Fälle, in denen jemand Schusswaffen von seiner Woh-

nung, seiner eigenen Betriebsstätte, seinem eigenen Geschäftsraum oder einem anderen eigenen 

befriedeten Besitztum zur Schießstätte, zum Ort der Instandsetzung oder in ein anderes befriede-

tes Besitztum, wo er sie mit Zustimmung des Hausrechtsinhabers bei sich haben soll, bringt oder 

von dort wieder zurückbringt. 
 

 wie dürfen Waffen im PKW transportiert werden (Kofferraum oder 

Innenraum ausreichend) 

 

§ 12 Ausnahmen von Erlaubnispflichten 

(3) Einer Erlaubnis zum Führen von Waffen bedarf nicht, wer  

1. diese mit Zustimmung eines anderen in dessen Wohnung, Geschäftsräumen oder befriedetem 

Besitztum oder dessen Schießstätte zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zu-

sammenhang damit führt; 

2. diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zu einem anderen Ort befördert, 

sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zusam-

menhang damit erfolgt; 

3. eine Langwaffe nicht schussbereit den Regeln entsprechend als Teilnehmer an genehmigten 

Sportwettkämpfen auf festgelegten Wegstrecken führt; 

 
Zu § 12: Ausnahmen von den Erlaubnispflichten - WaffVwV 

12.3.3 Wer Schusswaffen von einem Ort, also z. B. von seiner Wohnung zu einem anderen Ort be-

fördern will, muss Folgendes beachten: 
12.3.3.1 Jäger dürfen Jagdwaffen auf dem Weg z. B. von ihrer Wohnung in das Revier zum Zwecke 

der befugten Jagdausübung, zur Ausbildung von Jagdhunden, zum Jagdschutz oder zum Forst-

schutz nicht schussbereit führen. Dies bedeutet, dass die Waffe nicht geladen sein darf (siehe 

Nummer 12.3.3.2). Die Waffe kann jedoch zugriffsbereit sein, also z. B. ohne Futteral, z. B. auf der 

Rückbank eines Personenkraftwagens (PKW), auf einem Motorrad oder einem Fahrrad befördert 
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werden. Dabei ist es unerheblich, ob es sich um Kurz- oder Langwaffen handelt, sofern diese Waf-

fen zur Jagdausübung nach dem BJagdG nicht verboten sind. 

Ein Jäger darf Jagdwaffen nur zur befugten Jagdausübung einschließlich des Ein- und Anschießens 

im Revier, zur Ausbildung von Jagdhunden im Revier und zum Jagdschutz oder zum Forstschutz 

uneingeschränkt führen. Die Waffe darf also auch geladen sein. Auf § 13 Absatz 6 und die Einhal-

tung der Sicherheitsbestimmungen gemäß Unfallverhütungsvorschrift (UVV)-Jagd wird hingewie-

sen. Der Jäger darf die Jagdwaffen auch im Zusammenhang mit diesen Tätigkeiten, z. B. auf dem 

direkten Hin- und Rückweg zum Jagdrevier zum Zwecke der befugten Jagdausübung führen, aller-

dings darf die Waffe nicht schussbereit sein. Sie darf lediglich zugriffsbereit sein. 
12.3.3.2 Nach § 12 Absatz 3 Nummer 2 dürfen die Schusswaffen beim Transport zum Schießstand 

oder Büchsenmacher weder schuss- noch zugriffsbereit sein; dies gilt auch für den Transport durch 

Jäger. 

Für die Fahrt zum Schießstand oder Büchsenmacher folgt daraus, dass die Schusswaffe im Fahr-

zeug am besten in einem (mit einem kleinen Zahlen- oder Vorhängeschloss) verschlossenen Futte-

ral oder Waffenkoffer transportiert wird, da die Waffe dann auf jeden Fall „nicht zugriffsbereit“ im 

Sinne der Vorschrift ist. 

Soweit Waffen in unverschlossenen Behältnissen transportiert werden, sind sie nur dann „nicht 

zugriffsbereit“, wenn sie nicht innerhalb von drei Sekunden und mit weniger als drei Handgriffen 

unmittelbar in Anschlag gebracht werden können, vgl. BT-Drs. 16/8224, S. 32 f. (weil sie sich wäh-

rend der Fahrt im Kofferraum eines Fahrzeugs befinden). 

Wer Schusswaffen im Fahrzeug auf Reisen beispielsweise zu einer weiter entfernten Jagdveranstal-

tung transportiert, muss stets gemäß § 36 Absatz 1 Satz 1 die erforderlichen Vorkehrungen tref-

fen, um zu verhindern, dass Waffen und Munition abhandenkommen oder Dritte sie unbefugt an 

sich nehmen. Darüber hinaus sind Schusswaffen grundsätzlich getrennt von der Munition aufzube-

wahren, sofern sie nicht in einem entsprechenden Sicherheitsbehältnis aufbewahrt werden (vgl. § 

36 Absatz 1 Satz 2). 

Welche Vorkehrungen konkret zu treffen sind, ist abhängig vom Einzelfall und vom verantwor-

tungsbewussten Waffenbesitzer in der jeweiligen Situation abzuwägen. Dies bedeutet, dass ein 

Fahrzeug mit Schusswaffen nicht über einen längeren Zeitraum unbeaufsichtigt abgestellt werden 

darf und die Waffen nicht von außen erkennbar sein sollten. Bei Hotelübernachtungen ist die Waffe 

ggf. im Hotelzimmer oder Hotelsafe einzuschließen, damit sie nicht aus einem abgestellten Fahr-

zeug entwendet werden kann. Zusätzliche Sicherungen an der Schusswaffe in Form von Abzugs- 

oder Waffenschlössern sind eine sinnvolle Ergänzung. Sinnvoll sind jedenfalls auch die von der PTB 

zugelassenen elektronischen Sicherungssysteme. Ebenso kann die Entfernung wesentlicher Waf-

fenteile (z. B. Schloss, Kammerstängel, Vorderschaft) sinnvoll sein. 
12.3.4 Von § 12 Absatz 3 Nummer 3 erfasst ist sowohl die Wintersportdisziplin Biathlon als auch die 

Sportart Sommerbiathlon. Die Begriffe „genehmigte Sportwettkämpfe“ und „festgelegte Wegstre-

cken“ machen deutlich, dass es auf organisatorische Erfordernisse hinsichtlich des konkreten Er-

eignisses und des konkreten Parcours ankommt. „Genehmigt“ bedeutet, dass die Sportart nach 

einer genehmigten Sportordnung abläuft. Als Sportwettkampf ist auch das Training anzusehen. 
 

 dürfen Waffen in öffentlichen Verkehrsmittel transportiert werden 

 

Für die Fahrt zum Schießstand oder Büchsenmacher folgt daraus, dass die Schusswaffe im Fahr-

zeug am besten in einem (mit einem kleinen Zahlen- oder Vorhängeschloss) verschlossenen Futte-

ral oder Waffenkoffer transportiert wird, da die Waffe dann auf jeden Fall „nicht zugriffsbereit“ im 

Sinne der Vorschrift ist. 

 

 Wie verhält es sich bei Eltern die keine Sachkunde haben, vielleicht 

sogar noch nicht einmal im Verein sind 

 

§ 12 Ausnahmen von Erlaubnispflichten 

(1) Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Waffe bedarf nicht, wer diese 

3. von einem oder für einen Berechtigten erwirbt, wenn und solange er 
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b) als Beauftragter oder Mitglied einer jagdlichen oder schießsportlichen Vereinigung, einer ande-

ren sportlichen Vereinigung zur Abgabe von Startschüssen oder einer zur Brauchtumspflege Waffen 

tragenden Vereinigung, 

 

(3) Einer Erlaubnis zum Führen von Waffen bedarf nicht, wer  

2. diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zu einem anderen  

Ort befördert, sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck 

oder im Zusammenhang damit erfolgt; 
 

Begleitpapiere (Jugendliche u. Vereinsmitglieder) zum Transport einer 

erlaubnispflichtigen Schusswaffe und der dazugehörigen Munition stehen auf der 

WebSite des LDK zum Download bereit. 

 

 muss eine Einladung mitgeführt werden oder darf man einfach so zu 

einem befreundeten Verein die Waffe transportieren 

 

§ 12 Ausnahmen von Erlaubnispflichten 

2. diese nicht schussbereit und nicht zugriffsbereit von einem Ort zu einem anderen  

Ort befördert, sofern der Transport der Waffe zu einem von seinem Bedürfnis umfassten Zweck 

oder im Zusammenhang damit erfolgt; 
 
Ist eine Einladung vorhanden, dann macht Sinn diese mit sich zu führen. 

 

 was muss bei Landesgrenzübertritten beachtet werden 

 

§ 32 Mitnahme von Waffen oder Munition in den, durch den oder aus dem 
Geltungsbereich des Gesetzes, Europäischer Feuerwaffenpass 

(3) Sofern sie den Grund der Mitnahme nachweisen können, Inhaber eines Europäischen Feuerwaf-

fenpasses sind und die Waffen in den Europäischen Feuerwaffenpass eingetragen sind, bedarf es 

einer Erlaubnis nach Absatz 1 oder Absatz 1a nicht für 

1. Jäger, die bis zu drei Langwaffen nach Anlage 1 Abschnitt 3 der Kategorien C und D und die da-

für bestimmte Munition im Sinne des § 13 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 5 zum Zweck der Jagd mit-

nehmen, 

2. Sportschützen, die bis zu sechs Schusswaffen nach Anlage 1 Abschnitt 3 der Kategorien B, C 

oder D und die dafür bestimmte Munition zum Zweck des Schießsports mitnehmen, 

3. Brauchtumsschützen, die bis zu drei Einzellader- oder Repetier-Langwaffen nach Anlage 1 Ab-

schnitt 3 der Kategorien C und D und die dafür bestimmte Munition zur Teilnahme an einer Brauch-

tumsveranstaltung mitnehmen. 

 

IV. Mitnahme aus Deutschland (vorübergehend) 

a) in EU-Staat 

– Europäischer Feuerwaffenpass; 

– Vorherige Zustimmung (sofern notwendig) des Staates, in den die Waffen/Munition mitgenom-

men werden sollen; 

– Einfuhrmodalitäten der einzelnen EU-Mitgliedstaaten sollten in jedem Fall aktuell beim Einfuhr-

land erfragt werden; 

b) in Drittstaat 
– keine deutsche waffenrechtliche Erlaubnis notwendig. 
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 Verleih, Aufbewahrung 

 Wem darf ich was ausleihen 

 

§ 12 Ausnahmen von Erlaubnispflichten 

(1) Einer Erlaubnis zum Erwerb und Besitz einer Waffe bedarf nicht, wer diese 

1. als Inhaber einer Waffenbesitzkarte von einem Berechtigten 

a) lediglich vorübergehend, höchstens aber für einen Monat für einen 

von seinem Bedürfnis umfassten Zweck oder im Zusammenhang damit, oder 

b) vorübergehend zum Zweck der sicheren Verwahrung oder der Beförderung 
erwirbt; 

Zu § 12: Ausnahmen von den Erlaubnispflichten - WaffVwV 

12.1 Zu § 12 Absatz 1: 

12.1.1 Die Freistellung nach Nummer 1 von der Erlaubnispflicht wird nur Inhabern von WBK oder 

diesen gleich zu achtenden Erwerbs- und Besitzerlaubnissen gewährt. Beispiele hierfür sind: Waf-

fenhandelserlaubnis für erlaubnispflichtige Waffen, gültige Tages- oder Jahres-Jagdscheine, Ersatz-

bescheinigung nach § 55 Absatz 2.  

Soll die Waffe erlaubnisfrei geführt werden (§ 12 Absatz 3), so ist der Name des Überlassenden, 

der Name des nach § 12 Absatz 1 Nummer 1 Besitzberechtigten und das Datum des Überlassens in 

einem Beleg festzuhalten (vgl. § 38 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe e). 

Es wird empfohlen, diese Bescheinigung in jedem Fall des Überlassens auszustellen.  
12.1.1.1 Mit Nummer 1 Buchstabe a wird die vorübergehende Entleihe von Schusswaffen vor allem 

unter Sportschützen und Jägern aus Gründen der öffentlichen Sicherheit als unbedenklich auf eine 

eindeutige gesetzliche Grundlage gestellt. Die Befristung auf einen Monat soll das Vagabundieren 

von Schusswaffen – insbesondere die Dauerentleihe – verhindern. Für eine längere Entleihe ist eine 

Besitzerlaubnis der Waffenbehörde notwendig. 

Die Freistellung ist auf das Bedürfnis des Entleihers beschränkt; Sportschützen dürfen nach dieser 

Vorschrift keine nach § 6 AWaffV ausgeschlossenen Waffen, Jäger keine jagdrechtlich verbotenen 

Waffen entleihen. Diese Beschränkung soll sicherstellen, dass der von einer Erlaubnis zum Erwerb 

und Besitz Freigestellte die Waffe nicht gegenüber dem ihm anerkannten Bedürfnis zweckentfrem-

det. 

Aus Gründen der Rechtsklarheit hat es der Gesetzgeber als erforderlich angesehen, in den Rege-

lungen des § 12 – wie hier in Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe a – ausdrücklich auch den Umgang 

„im Zusammenhang“ mit dem vom Bedürfnis umfassten Zweck zu gestatten. Damit sollen Tätigkei-

ten gestattet werden, die zur Nutzung der Waffe gehören und auf die sich daher auch das Bedürf-

nis erstreckt. Beispielsweise wird ein Sportschütze eine fremde Sportwaffe mit Gebrauchsanwei-

sung zu Hause darauf prüfen können, ob ein Erwerb für ihn als Sportschütze günstig ist. Nicht ge-

stattet ist jedoch der bedürfnisfremde (im Sinne von das Bedürfnis wechselnde oder verändernde) 

Umgang (etwa die Tätigkeit als „Türsteher“ in einer Diskothek durch einen Sportschützen mit sei-

ner Sportwaffe). Auch dürfen Waffen, die z. B. als Sammler erworben wurden, zum Schießen auf 

eine Schießstätte mitgenommen werden. Denn auch Sammler haben zuweilen ein Interesse daran, 

das Schießverhalten ihrer Waffen zu testen, weil es sich um eine verkehrswesentliche und wertbe-

stimmende Eigenschaft handelt. 
 

 Wie kann ein „nicht WBK“ Besitzer Munition für eine Leihwaffe erhalten 

 

- Keine Leihwaffe an Personen die nicht WBK-Inhaber sind. 

 

 darf Munition auch (offiziell) zum Verbrauch weiter gegeben werden 

 

- ja, aber nur an Berechtigte 
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 Wo finde ich Formblätter für den Verleih von Waffen (Munition) 

 

- über google > Verbände etc. – ein Muster wird dem Protokoll beigefügt 

 

 wie kann ich sicher sein, dass der Ausleiher die Waffe richtig 

aufbewahrt oder reicht seine (schriftliche) Bestätigung aus 

 

- der Inhaber einer Waffenbesitzkarte hat eine Sachkundeprüfung abgelegt und 

muss sich dementsprechend mit dem Waffengesetz auskennen. 

 

 Sicherheitsvorkehrungen, privat und im Verein, Kontrolle und Kosten 

 Checkliste für die Abnahme der Stände und des Vereinsgeländes – 

worauf muss besonders in neuerer Zeit geachtet werden 

 

- Es gibt keine Checkliste der Behörde, maßgeblich ist die Schießstandrichtlinie in 

der Fassung vom 13.03.2013. 

 

§ 12 AWaffV  -  Überprüfung der Schießstätten  

(1) Schießstätten sind vor ihrer ersten Inbetriebnahme hinsichtlich der sicherheitstechnischen An-

forderungen zu überprüfen. In regelmäßigen Abständen von mindestens vier Jahren sind sie von 

der zuständigen Behörde zu überprüfen, wenn auf ihnen mit erlaubnispflichtigen Schusswaffen ge-

schossen wird. Ist das Schießen auf einer Schießstätte nur mit erlaubnisfreien Schusswaffen zuläs-

sig, so ist eine Überprüfung mindestens alle sechs Jahre erforderlich. Falls Zweifel an dem ord-

nungsgemäßen Zustand oder den erforderlichen schießtechnischen Einrichtungen bestehen, kann 

die zuständige Behörde die Schießstätte in sicherheitstechnischer Hinsicht überprüfen oder von 

dem Erlaubnisinhaber die Vorlage eines Gutachtens eines anerkannten Schießstandsachverständi-

gen verlangen. Die Kosten hierfür sind von dem Erlaubnisinhaber zu tragen. 

(2) Werden bei der Überprüfung Mängel festgestellt, die eine Gefährdung der Benutzer der Schieß-

stätte oder Dritter befürchten lassen, kann die zuständige Behörde die weitere Benutzung der 

Schießstätte bis zur Beseitigung der Mängel untersagen. Der weitere Betrieb oder die Benutzung 

der Schießstätte ist im Falle der Untersagung nach Satz 1 verboten. 

(3) Die sicherheitstechnischen Anforderungen, die an Schießstätten zu stellen sind, ergeben sich 

aus den „Richtlinien für die Errichtung, die Abnahme und das Betreiben von Schießständen 

(Schießstandrichtlinien)“. Das Bundesministerium des Innern erstellt die Schießstandrichtlinien 

nach Anhörung von Vertretern der Wissenschaft, der Betroffenen und der für das Waffenrecht zu-

ständigen obersten Landesbehörden als dem Stand der Sicherheitstechnik entsprechende Regeln 

und veröffentlicht diese im Bundesanzeiger. 
 

 Darf ich einen Tresor, in der richtigen Sicherheitsklasse, mit Waffen 

auch in einem Nebengebäude eines bewohnten Gebäudes aufstellen 

 

- Ja, das ist möglich. 
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 wer muss zu einer Standabnahme einladen, wer an die rechtzeitigen 

Prüfzeiten denken 

 

- siehe oben, § 12 Abs. 1 AWaffV – die Aufforderung zur Schießstandüberprüfung 

erfolgt durch die Waffenbehörde, die Beauftragung eines 

Schießstandsachverständigen erfolgt durch den Vorstand des Schützenvereins. 

 

 darf ein Stand z.B. wegen „Gefahr in Verzug“ sofort geschlossen 

werden oder gibt es (mehrfache) Nachbesserungsfristen – wie lange 

sind dies 

 

- siehe oben, § 12 Abs. 2 AWaffV – wenn eine Gefahr für die öffentliche Sicherheit 

und Ordnung besteht, kann je nach Gefährdungsgrad eine 

Benutzungsuntersagung oder eine Nachbesserungsaufforderung erfolgen. 

 

 Adressen für Schießstandsachverständige, wer darf für den LDK 

Sachkundeprüfungen abnehmen 

 

- Aktuell gibt es lt. dem Hessischen Schützenverband in Hessen 6 

Schießstandsach-verständige, aus der näheren Umgebung kommen Kurt 

Schneider, Dieter Klee, Frank Wilken und Gerhard Knapp 

 

 wem muss ich Zutritt in mein Haus gewähren und was geschieht wenn 

ich mich weigere, entstehen Kosten wenn der Prüfer noch einmal 

kommen muss 

 

§ 36 Aufbewahrung von Waffen oder Munition 

(3) Wer erlaubnispflichtige Schusswaffen, Munition oder verbotene Waffen besitzt oder die Ertei-

lung einer Erlaubnis zum Besitz beantragt hat, hat der zuständigen Behörde die zur sicheren Auf-

bewahrung getroffenen oder vorgesehenen Maßnahmen nachzuweisen. Besitzer von erlaubnis-

pflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbotenen Waffen haben außerdem der Behörde zur 

Überprüfung der Pflichten aus Absatz 1 in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 

Zutritt zu den Räumen zu gestatten, in denen die Waffen und die Munition aufbewahrt werden. 

Wohnräume dürfen gegen den Willen des Inhabers nur zur Verhütung dringender Gefahren für die 

öffentliche Sicherheit betreten werden; das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 

13 des Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. 
Zu § 36: Aufbewahrung von Waffen und Munition 

§ 36 Absatz 3 Satz 2 räumt der Behörde die Möglichkeit ein, verdachtsunabhängig die sorgfältige 

Aufbewahrung von erlaubnispflichtigen Schusswaffen, Munition oder verbotenen Waffen überprüfen 

zu können. Bei den durchzuführenden Kontrollen ist nicht nur der Waffenschrank, sondern auch der 
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Inhalt zu überprüfen und mit dem aktenkundigen Bestand abzugleichen. Das ist notwendig, um 

Fällen, in denen nachlässige Aufbewahrung das Leben von Kindern und Eltern nachhaltig beein-

trächtigt hat, die Täter oder Opfer einer unachtsamen Handhabung waren, wirksam entgegentreten 

zu können. Nicht zuletzt ist der furchtbare Amoklauf von Winnenden im März 2009 erst durch eine 

nicht ordnungsgemäß verwahrte Waffe möglich gewesen. Ein wirksamer Schutz kann nur erreicht 

werden, wenn mit einer verdachtsunabhängigen Kontrolle (allerdings nicht zur Unzeit 21 bis 6 Uhr, 

vgl. hierzu auch die Regelung für Maßnahmen nach § 758a ZPO zur Nachtzeit und an Sonn- und 

Feiertagen) gerechnet werden muss und dadurch sowohl das Risiko des Waffenmissbrauchs als 

auch die Notwendigkeit sorgfältiger Aufbewahrung jederzeit im Bewusstsein ist. Wer als Waffenbe-

sitzer bei einer verdachtsunabhängigen Kontrolle den Zutritt zum Aufbewahrungsort der Waffen 

oder Munition verweigert, muss wegen der zu respektierenden Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-

tikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) zwar nicht mit einer Durchsuchung gegen seinen Willen rech-

nen; dennoch bleibt eine nicht nachvollziehbare Verweigerung der Mitwirkungspflicht nicht folgen-

los. Denn wer wiederholt oder gröblich gegen Vorschriften des WaffG verstößt, gilt gemäß § 5 Ab-

satz 2 Nummer 5 regelmäßig als unzuverlässig und schafft damit selbst die Voraussetzungen für 

den möglichen Widerruf seiner waffenrechtlichen Erlaubnis nach § 45 Absatz 2. 
 

 Rund um die WBK, Pulverschein o.ä., übertragen von Sammler WBK, 

Altersgrenzen, Entzug 

 Mindestalter für das Ablegen der Sachkundeprüfung 

 

§ 2 Grundsätze des Umgangs mit Waffen oder Munition, Waffenliste 

(1) Der Umgang mit Waffen oder Munition ist nur Personen gestattet, die das 18. Lebensjahr 
vollendet haben. 

 

§ 3 Umgang mit Waffen oder Munition durch Kinder und Jugendliche 

(1) Jugendliche dürfen im Rahmen eines Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisses abweichend von § 

2 Abs. 1 unter Aufsicht eines weisungsbefugten Waffenberechtigten mit Waffen oder Munition um-

gehen. 

(2) Jugendliche dürfen abweichend von § 2 Abs. 1 Umgang mit geprüften Reizstoffsprühgeräten 

haben. 

(3) Die zuständige Behörde kann für Kinder und Jugendliche allgemein oder für den Einzelfall Aus-

nahmen von Alterserfordernissen zulassen, wenn besondere Gründe vorliegen und öffentliche Inte-

ressen nicht entgegenstehen. 

 

 Altersgrenze nach unten UND oben für den Besitz der WKB 

 

- Siehe oben und § 4 Abs. 1 WaffG 

 
§ 4 Voraussetzungen für eine Erlaubnis 

(1) Eine Erlaubnis setzt voraus, dass der Antragsteller 

1. das 18. Lebensjahr vollendet hat (§ 2 Abs. 1), 

2. die erforderliche Zuverlässigkeit (§ 5) und persönliche Eignung (§ 6) besitzt, 

3. die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat (§ 7), 
4. ein Bedürfnis nachgewiesen hat (§ 8) 

 

 Gibt es eine Altersuntergrenze für das Schießen mit LG bzw. KK 
 
§ 27 Schießstätten, Schießen durch Minderjährige auf Schießstätten 

(3) Unter Obhut des zur Aufsichtsführung berechtigten Sorgeberechtigten oder verantwortlicher 

und zur Kinder- und Jugendarbeit für das Schießen geeigneter Aufsichtspersonen darf  
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1. Kindern, die das zwölfte Lebensjahr vollendet haben und noch nicht 14 Jahre alt sind, das 

Schießen in Schießstätten mit Druckluft, Federdruckwaffen und Waffen, bei denen zum Antrieb 

der Geschosse kalte Treibgase verwendet werden (Anlage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nr. 

1.1 und 1.2),  

2. Jugendlichen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben und noch nicht 18 Jahre alt sind, auch 

das Schießen mit sonstigen Schusswaffen bis zu einem Kaliber von 5,6 mm lfB (.22 l.r.) für 

Munition mit Randfeuerzündung, wenn die Mündungsenergie höchstens 200 Joule (J) beträgt 

und Einzellader-Langwaffen mit glatten Läufen mit Kaliber 12 oder kleiner  

gestattet werden, wenn der Sorgeberechtigte schriftlich oder elektronisch sein Einverständnis er-

klärt hat oder beim Schießen anwesend ist. Die verantwortlichen Aufsichtspersonen haben die 

schriftlichen Einverständniserklärungen der Sorgeberechtigten vor der Aufnahme des Schießens 

entgegenzunehmen und während des Schießens aufzubewahren. Sie sind der zuständigen Behörde 

oder deren Beauftragten auf Verlangen zur Prüfung auszuhändigen. Die verantwortliche Aufsichts-

person hat die Geeignetheit zur Kinder- und Jugendarbeit glaubhaft zu machen. Der in Satz 1 ge-

nannten besonderen Obhut bedarf es nicht beim Schießen durch Jugendliche mit Waffen nach An-

lage 2 Abschnitt 2 Unterabschnitt 2 Nr. 1.1 und 1.2 und nicht beim Schießen mit sonstigen 

Schusswaffen durch Jugendliche, die das 16. Lebensjahr vollendet haben.  

(4) Die zuständige Behörde kann einem Kind zur Förderung des Leistungssports eine Ausnahme 

von dem Mindestalter des Absatzes 3 Satz 1 bewilligen. Diese soll bewilligt werden, wenn durch 

eine ärztliche Bescheinigung die geistige und körperliche Eignung und durch eine Bescheinigung 

des Vereins die schießsportliche Begabung glaubhaft gemacht sind. 

 
Zu § 27: Schießstätten, Schießen durch Minderjährige auf Schießstätten - WaffVwV 

 
27.4 Aufsichtspersonal 
27.4.1 … 

Durch die Änderung des § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 soll nunmehr Jugendlichen, die das 18. 

Lebensjahr noch nicht vollendet haben, das Schießen mit sogenannten großkalibrigen Waffen nicht 

mehr möglich sein. Damit soll erreicht werden, dass dieser Altersgruppe der Umgang mit diesen 

deliktsrelevanten Waffen verwehrt bleibt. Das Schießen für Minderjährige bleibt grundsätzlich auf 

Kleinkaliberwaffen beschränkt. Die Ausnahme für Flinten – und hier nur Einzellader-Langwaffen – 

trägt der Besonderheit der Disziplinen des Schießens auf Wurfscheiben (Trap/Skeet) Rechnung. Die 

Regelung in Absatz 5, eine Spezialvorschrift für Jäger in Ausbildung, bleibt von der Neufassung des 

Absatzes 3 unberührt. Ebenfalls unberührt bleiben Inhaber von Jugendjagdscheinen im Rahmen 

des § 13 Absatz 7. 

 
27.4.2.2 Im Ausnahmefall kann einem Kind unter 12 Jahren, das für einen Einsatz im Leistungssport 

besonders geeignet ist und dem dies von einem Verein glaubhaft schriftlich bestätigt worden ist, 

das Schießen auf einer Schießstätte nach Maßgabe des § 27 Absatz 4 und unter den Voraussetzun-

gen des Absatzes 3 bewilligt werden. Zum Nachweis der geistigen und körperlichen Eignung genügt 

die Bescheinigung eines Hausarztes oder eines Facharztes z. B. für Kinder- und Jugendheilkunde; 

die Anforderungen des § 4 AWaffV gelten nicht. Bei Vorliegen der gesetzlichen Tatbestandsvoraus-

setzungen ist im Hinblick auf die Sollvorschrift des § 27 Absatz 4 Satz 2 für das Schießen mit Waf-

fen im Sinne des § 27 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 durch ein Kind in der Regel von der Ermächti-

gung zur Bewilligung einer Ausnahme vom Mindestalter Gebrauch zu machen. 
27.4.2.3 Ausnahmen von Alterserfordernissen nach § 3 Absatz 3 können nicht nur personenbezogen, 

sondern auch veranstaltungsbezogen (z. B. zur Durchführung von sogenannten „Schnupper“-Tagen 

oder zur Durchführung eines Projekts der schießsportlichen Früherziehung mit Druckluftwaffen) 

erteilt werden (so auch Nummer 3.4). Für den Umgang mit Armbrüsten auf Schießstätten gelten 

die Altersgrenzen für Druckluftwaffen (12 Jahre, mit Ausnahmemöglichkeit) entsprechend. 

 

 müssen die alten grünen WBK auf Gelbe umgeschrieben werden wenn 

man z.B. ein weiteres Gewehr beantragen möchte 

Entstehen zusätzliche die Kosten für das Umschreiben  
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- Beim Kauf einer weiteren Repetierbüchse muss eine neue gelbe Waffenbesitz-

karte ausgestellt werden. Die Übertragung von der grünen Standard-WBK in die 

neue Sportschützen-WBK erfolgt gebührenfrei. 

- Die Kosten betragen 60,-- € mit dem Eintrag der Langwaffe 

 

 Gesetzesgrundlage für die Gebührenordnung bei Nachprüfung der 

Zuverlässigkeit (Führungszeugnis anfordern) 

 

§ 4 Voraussetzungen für eine Erlaubnis 

(3) Die zuständige Behörde hat die Inhaber von waffenrechtlichen Erlaubnissen in 

regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch nach Ablauf von drei Jahren, erneut auf 

ihre Zuverlässigkeit und ihre persönliche Eignung zu prüfen sowie in den Fällen des 

Absatzes 1 Nr. 5 sich das Vorliegen einer Versicherung gegen Haftpflicht nachweisen 
zu lassen. 

Ziffer 761 der Gebührenordnung HMdI (Rahmengebühr 15,-- € bis 60,-- €) auf RP-Ebene 30,-- € 

vereinbart. 

 

 Anforderungen (Formblätter)  und Kosten zur Beantragung einer WBK  

 

- Alle notwenigen Formblätter können auf der WebSite des LDK heruntergeladen 

werden 

- Gelbe Sportschützen-WBK = 60,-- € 

- Grüne Standard-WBK   = 75,-- € 

 

 bei welchen Schießsportverbände ist die Genehmigung einfacher, wird mehr 

genehmigt, bzw. Liste der zul. Waffen größer 

 

- Kann von der Waffenbehörde so nicht beantwortet werden, es kommt darauf an, 

welchem Verein/Verband der Sportschütze angeschlossen ist. 

 

 gibt es einen Spielraum bei den Verwaltungsvorschriften im Gegensatz 

zu Gesetzten 

 

- Nein, die gesetzlichen Vorgaben sind grundsätzlich einzuhalten, die 

Verwaltungsvor-schriften ergänzen oder erläutern lediglich die gesetzlichen 

Bestimmungen und geben der Verwaltungsbehörde Bearbeitungshinweise.  
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 Wann erweitert die Behörde die Erlaubnis auch auf die Schwarzpulver-

ersatzstoffe? 

 

- Auf Antrag und nach Prüfung, ob die Waffen erneut beschossen werden müssen 

oder, ob eine Bescheinigung des Beschussamtes ausreichend ist. 

 

 Ist überhaupt erlaubt, dass die Behörde den Pulverschein einbehält? In 

dieser Zeit hat der Schütze keinen Nachweis! Erforderlich für Transport 

und Umgang! 

 

- Für das Verfahren und die Prüfung des Verlängerungsantrages einer 

Sprengstoffer- laubnis nach § 27 SprengG ist die Vorlage der Erlaubnis nicht 

notwendig, erst wenn die Verlängerung eingetragen wird. (Dauer aktuell 3 

Wochen) Sollte die Erlaubnis bei der Beantragung mit abgegeben werden und es 

steht ein Wettkampf an, an dem die Erlaubnis benötigt wird, sollte sich der 

Erlaubnisinhaber mit einer Kopie ausweisen und auf den Verlängerungsantrag 

bei der Waffen-/Sprengstoffbehörde hinweisen und, dass von dort eine 

telefonische Bestätigung erfolgen kann. 

 

Meine Frage betrifft die alle 5 Jahre fällige Verlängerung der Erlaubnis nach § 27 
Sprengstoffgesetz. 
 
Meine erste Erlaubnis war bis 30.11.2015 gültig. Da ich erfahren hatte, dass eine Ver-
längerung länger dauern würde, habe ich frühzeitig bei der Waffenbehörde angerufen, 
um mich zu erkundigen, wie mögliche Fristen und Vorgehensweisen gestaltet werden. 
Mir wurde mitgeteilt, dass es ca. 3 Monate dauern würde und dass ich die Erlaubnis-
Bescheinigung im Original bei Antragstellung bei der Behörde abzugeben habe, was 
ich dann auch tat. 
Inzwischen habe ich erfahren, dass diese Praxis wohl nur von der Wetzlarer Waffen-
behörde praktiziert wird. Zumindest ist dies die Aussage vieler Schützen, die in den 
Kreisen Friedberg und Gießen ansässig sind. 
 
In der Erlaubnisbescheinigung, die mir ausgestellt wurde, sind auf der letzten Seite 
folgende Hinweise vermerkt: 
 
4. Der Erlaubnisbescheid ist der Behörde zurückzugeben, wenn die Erlaubnis erlo-
schen, zurückgenommen oder widerrufen worden ist. 
 
5. Beim Umgang mit explosionsgefährlichen Stoffen sowie bei deren Erwerb oder Be-
förderung außerhalb der eigenen Wohnung ist der Erlaubnisbescheid mitzuführen und 
auf Verlangen dem Beauftragten der zuständigen Behörde vorzulegen. 
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Ich denke, Punkt 4 trifft im Falle eines Antrages auf Verlängerung nicht zu und Punkt 5 
widerspricht m.E. dieser Praxis. 
 
Meine Frage ist: 
 
Auf welche Rechtsgrundlage bezieht sich diese Praxis? Wie soll ich mich rechtskon-
form verhalten, wenn ich meinen Erlaubnisbescheid zum Zwecke der Verlängerung 
über mehrere Monate bei der Behörde abgegeben habe? 
Sicher wäre es hilfreich, wenn wir die Antworten auf unsere Fragen auch schriftlich 
bekommen könnten. 
 

- Siehe obige Erläuterung 
 

 Anforderungen an Betreuer oder Aufsicht 

 Pflicht eines Nachweis der Sachkunde für Betreuer/Aufsicht 

 

27.4 Aufsichtspersonal 

27.4.1 Die Anforderungen an das Aufsichtspersonal werden bei Vereinen, die einem anerkannten 

Schießsportverband angehören, nach § 10 Absatz 6 AWaffV in den Qualifizierungsrichtlinien des 

Verbandes festgelegt. Bei Vereinen, die nicht einem anerkannten Schießsportverband angehören, 

ist das Vorliegen der Anforderungen nach § 10 Absatz 1 bis 5 AWaffV von der Waffenbehörde zu 

prüfen. Die Anzeigepflicht nach § 10 Absatz 2 AWaffV ist zu beachten. In jedem Fall sind die Si-

cherheitsstandards der erlaubten Schießdisziplinen zu beherrschen. Bei jagdlichen Vereinigungen 

gilt die notwendige Qualifizierung durch eine bestandene Jägerprüfung als erbracht, wenn eine Be-

lehrung der Aufsicht gemäß dem Merkblatt des Deutschen Jagdschutz-Verbandes in der jeweils 

gültigen Fassung erfolgt und die Belehrung durch Unterschrift der Aufsicht nachgewiesen ist. 

… 
 

27.4.2 Für die Eignung von Aufsichtspersonen zur Kinder- und Jugendarbeit für das Schießen (§ 27 

Absatz 3) gelten neben den unter Nummer 27.4.1 genannten Anforderungen die im Folgenden 

ausgeführten zusätzlichen Anforderungen. Dabei ist zu bedenken, dass bei der Jägerausbildung nur 

die Regelungen, die sich auf die Jugendarbeit beziehen, Anwendung finden. Bei Vereinen, die nicht 

einem nach § 15 anerkannten Schießsportverband angehören, sind die Qualifikationen für Auf-

sichtspersonen nach § 27 Absatz 3 Satz 1 durch das BVA festzulegen. Ansonsten reichen die Arten 

von Ausbildungen aus, die einen Bezug zur Jugendarbeit herstellen können (z. B. Jugendleiter, 

Lehrer, Geeignetheit zur beruflichen Ausbildung von Jugendlichen, spezielle sportliche Ausbildung 

im Jugendbereich). 
27.4.2.1 Das Erziehungsrecht berechtigt den Sorgeberechtigten zur Beaufsichtigung des Schießens 

seines Kindes, wenn er selbst die Berechtigung für die Aufsichtsführung nach § 11 der AWaffV hat 

(§ 27 Absatz 3 Satz 1). Die Obhut verantwortlicher und zur Kinder- und Jugendarbeit für das 

Schießen geeigneter Aufsichtspersonen (§ 27 Absatz 3) ist hinreichend sichergestellt, wenn auf der 

Schießstätte eine angemessene Anzahl derartig qualifizierter Personen anwesend und eine ständige 

Beaufsichtigung der minderjährigen Schützen durch diese Personen gewährleistet ist; die Ange-

messenheit richtet sich u. a. nach der Größe der Schießstätte, insbesondere auch der Anzahl der 

von diesen Personen insgesamt zu betreuenden Schießbahnen sowie der Zahl der gleichzeitig von 

Minderjährigen genutzten Schießbahnen. Die Obhut durch qualifiziertes Personal ist weder gleich-

zusetzen mit der Aufsicht beim Schützen noch mit der Schießstandaufsicht. 
 

§ 10  AWaffV - Aufsichtspersonen; Obhut über das Schießen durch Kinder und Jugendliche 

(1) Der Inhaber der Erlaubnis für die Schießstätte (Erlaubnisinhaber) hat unter Berücksichtigung 

der Erfordernisse eines sicheren Schießbetriebs eine oder mehrere verantwortliche Aufsichtsperso-

nen für das Schießen zu bestellen, soweit er nicht selbst die Aufsicht wahrnimmt oder eine schieß-

sportliche oder jagdliche Vereinigung oder ein Veranstalter im Sinne des § 22 durch eigene ver-

antwortliche Aufsichtspersonen die Aufsicht übernimmt. Der Erlaubnisinhaber kann selbst die Auf-
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sicht wahrnehmen, wenn er die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat und, sofern es die Ob-

hut über das Schießen durch Kinder und Jugendliche betrifft, die Eignung zur Kinder- und Jugend-

arbeit besitzt. Aufsichtspersonen müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben. Der Schießbetrieb 

darf nicht aufgenommen oder fortgesetzt werden, solange keine ausreichende Anzahl von verant-

wortlichen Aufsichtspersonen die Aufsicht wahrnimmt. Die zuständige Behörde kann gegenüber 

dem Erlaubnisinhaber die Zahl der nach Satz 1 erforderlichen Aufsichtspersonen festlegen. 

(2) Der Erlaubnisinhaber hat der zuständigen Behörde die Personalien der verantwortlichen Auf-

sichtspersonen zwei Wochen vor der Übernahme der Aufsicht schriftlich oder elektronisch anzuzei-

gen; beauftragt eine schießsportliche oder jagdliche Vereinigung die verantwortliche Aufsichtsper-

son, so obliegt diese Anzeige der Aufsichtsperson selbst. Der Anzeige sind Nachweise beizufügen, 

aus denen hervorgeht, dass die Aufsichtsperson die erforderliche Sachkunde und, sofern es die 

Obhut über das Schießen durch Kinder und Jugendliche betrifft, auch die Eignung zur Kinder- und 

Jugendarbeit besitzt. Der Erlaubnisinhaber hat das Ausscheiden der angezeigten Aufsichtsperson 

und die Bestellung einer neuen Aufsichtsperson der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 
 

 Gibt es eine Alternative zur Jugendbasislizenz, als Nachweis der Befähigung 

Jungschützen zu unterweisen 

 

-  Das kommt auf den jeweiligen Schützenverband an, welchem der Verein 

angeschlossen ist. 

 

 Möglichkeiten der Öffentlichkeitsarbeit 

 wie kann und will zukünftig der LDK die Vereine bei der Öffentlichkeitsarbeit 

unterstützen 

 

- offen, was ist mit dieser Frage gemeint? 

 

 Aktuelle Infos des LDK, anstehende Änderungen 

 mit welchen Änderungen ist im Bereich des Waffenrechtes zu rechnen  

 

- Einführung des Nationalen Waffenregisters Teil II (NWR II) ab 01.01.2019 

 

 welche sind schon wirksam werden aber „noch“ nicht (vollständig) umgesetzt 

 

- offen, ??? 

 

 wo gibt es Zuschüsse z.B. für geforderten Standumbau  

 

-  Der jeweilige Schützenverband / Lahn-Dill-Kreis / LSB / Innenministerium 

 


